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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Förderung des wissenschaftlichen Nach- 
wuchses an den Hochschulen 
— Graduiertenförderungsgesetz — (GFG) 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für Bildung und Wissenschaft) 


A. Problem 

Die Reform und der Ausbau der Hochschulen sowie die wissen- 
schaftlichen Aufgaben außerhalb der Hochschulen erfordern 
eine wachsende Zahl von qualifiziertem wissenschaftlichen 
Nachwuchs. Die gegenwärtige Verbindung unterschiedlichster 
Aufgaben in der Funktion der wissenschaftlichen Assistenten 
und wissenschaftlichen Hilfsarbeiter behindert die konzen- 
trierte Arbeit junger Wissenschaftler. 


B. Lösung 

Vergabe von Stipendien an qualifizierte Hochschulabsolventen 
für die Vorbereitung auf die Promotion und die Teilnahme an 
einem verstärkt auf die Forschung bezogenen Aufbaustudium. 


C. Alternativen 

Der Antrag der Fraktion der CDU/CSU — Drucksache VI/1860 — 
verfolgt einen ähnlichen Lösungsweg. 


D. Kosten 

Die durch die Ausführung dieses Gesetzes entstehenden Kosten 
sind in der mittelfristigen Finanzplanung des Bundes berück- 
sichtigt. 
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des Ausschusses für Bildung und Wissenschaft 
(16. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über die Förderung des wissenschaftlichen Nach- 
wuchses an den Hochschulen 
(Graduiertenförderungsgesetz) 

— Drucksachen VI/2118, ^ VI/2118 — 

über den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über die Förderung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses an den Hochschulen 

— Drucksache Vl/1860 — 


A. Bericht der Abgeordneten Dr. Slotta und Pfeifer 


I. Allgemeines 

1 . 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung wurde 
am 2. April 1971 als besonders eilbedürftige Vor- 
lage im Sinne des Artikels 76 Abs. 2 GG dem Bun- 
desrat und dem Präsidenten des Deutschen Bun- 
destages mit Datum vom 26. April 1969 durch den 
Bundeskanzler zugeleitet. Der Gesetzentwurf der 
Fraktion der CDU/CSU wurde dem Deutschen Bun- 
destag mit Datum vom 19. Februar 1971 zugeleitet. 

In der 118. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 5. Mai 1971 wurde die Vorlage der Bundesregie- 
rung sowie der von der Fraktion der CDU/CSU ein- 
gebrachte Entwurf eines Gesetzes über die Förde- 
rung des wissenschaftlichen Nachwuchses an den 
Hochschulen dem Ausschuß für Bildung und Wis- 
senschaft federführend, an den Innenausschuß mit- 
beratend, sowie an den Haushaltsausschuß gemäß 
§ 96 der Geschäftsordnung überwiesen. 

Der Innenausschuß hat beide Gesetzentwürfe in 
seiner Sitzung am 9. Juni 1971 beraten und emp- 
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fohlen, die Gesetzentwürfe in der vom federführen- 
den Ausschuß für Bildung und Wissenschaft vor- 
geschlagenen Fassung zu billigen. 

Der Haushaltsausschuß wird seinen Bericht nach 
§ 96 der Geschäftsordnung gesondert erstatten. 

Der Wissenschaftsausschuß hat am 7. und 9. Juni 
1971 beide Gesetzentwürfe beraten und die dem 
Hohen Hause zur Annahme empfohlene Gesetzes- 
fassung mit Mehrheit beschlossen. 

2 . 

Die Reform und der Ausbau von Hochschulen 
sowie die wissenschaftlichen Aufgaben außerhalb 
der Hochschulen erfordern eine wachsende Zahl 
von qualifiziertem wissenschaftlichen Nachwuchs. 
Die konzentrierte Arbeit junger Wissenschaftler 
wird jedoch durch die gegenwärtige Verbindung 
unterschiedlichster Aufgaben in der Funktion der 
wissenschaftlichen Assistenten stark behindert. 
Beide Gesetzentwürfe haben daher zum Ziel, durch 
die Vergabe von Stipendien an qualifizierte Hoch- 
schulabsolventen zur Vorbereitung auf die Promo- 
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tion auf eine nachhaltige Förderung von Hochschul- 
lehrernachwuchs hinzuwirken, wobei der 'Regie- 
rungsentwurf auch die Vergabe von Stipendien für 
die Teilnahme an einem verstärkt auf die Forschung 
bezogenen Aufbaustudium zum Inhalt hat. 

Alle drei Fraktionen haben sich in den Ausschuß- 
beratungen diesen in den Gesetzentwürfen enthal- 
tenen Intentionen angeschlossen und einstimmig 
entsprechende Beschlüsse gefaßt. 

'Der Antrag der Minderheit (CDU/CSU), entspre- 
chend ihrem Entwurf eine dynamische Regelung für 
die Höhe des Stipendiums im Gesetz vorzusehen, 
fand nicht die erforderliche Mehrheit. Die Frak- 
tionen der SPD und FDP folgten vielmehr der Auf- 
fassung der Bundesregierung, den Betrag durch 
Rechtsverordnung festsetzen zu lassen. Auch der 
weitere Antrag der Minderheit im Hinblick auf die 
Haushaltssituation der Länder, und um für die 
Nachwuchsförderung in allen Bundesländern von 
Anfang an bessere Realisierungschancen zu schaf- 
fen, die Verteilung der aufzubringenden Mittel auf 
Bund und Länder im Verhältnis 75 zu 25 festzu- 
setzen, fand wegen der Haushaltssituation im Bund 
keine Zustimmung der Mehrheit (SPD, FDP). Aus 
demselben Grunde wurde der Zusatzantrag der 
Minderheit, die Anfangsförderung für 1971 auf die 
Jahre 1972 und 1973 auszudehnen, abgelehnt. 


II. Zu den Ausschußbeschlüssen 

Soweit der Ausschuß die Vorschriften des Ent- 
wurfs der Bundesregierung übernommen oder sie 
lediglich redaktionell geändert hat, wird auf die 
Begründung — Drucksache W2118 — S. 6 f. verwie- 
sen. 

Zu § 1 

Der Ausschuß hat über den Antrag der CDU/ 
CSU-Fraktion beraten, die Vorschrift des Absat- 
zes 2 wie folgt zu fassen: „Bei der Förderung hat 
sich die Hochschule an ihrer Forschungsplanung zu 
orientieren. Der Bedarf an wissenschaftlichem Nach- 
wuchs für die einzelnen Fachrichtungen, die indi- 
viduelle Nachfrage nach Stipendien, sowie die Ziele 
der allgemeinen Forschungsplanung von Bund und 
Ländern sind zu berücksichtigen.'' 

Die Mehrheit des Ausschusses (SPD, FDP) vertrat 
demgegenüber die Ansicht, daß eine besondere 
Hervorhebung der individuellen Nachfrage weder 
erforderlich noch zweckmäßig sei, da die im Regie- 
rungsentwurf genannten Maßstäbe für die Förde- 
rung „zu berücksichtigen" seien. Sie stimmte aus 
diesem Grunde der Regierungsvorlage zu. 

Der Ausschuß folgte dem Vorschlag der Fraktion 
der CDU/CSU, daß durch die Ausführung des Gra- 
duiertenförderungsgesetzes die gegenwärtige und 
künftige Promotionsförderung der Hochbegabten- 
förderungswerke, zu denen zur Zeit das Cusanus- 
Werk, die Friedrich-Ebert-Stiftung, das Evangelische 
Studentenwerk Villigst, die Konrad-Adenauer-Stif- 
tung, die Stiftung Mitbestimmung und die Studien- 


stiftung des Deutschen Volkes gehören, nicht beein- 
trächtigt werden. 

Zu § 2 

Der Ausschuß beriet eingehend die Frage, ob die 
Bedeutung des wissenschaftlichen Vorhabens für die 
Forschung bei der Gewährung eines Promotionssti- 
pendiums berücksichtigt werden solle. Er gelangte 
zu der Auffassung, daß bei der Förderung des wis- 
senschaftlichen Nachwuchses auf das wissenschaft- 
liche Niveau der Promotionsleistung Bedacht ge- 
nommen werden müsse; das sei auch mit Rücksicht 
auf den internationalen Vergleich unerläßlich. 

Der Ausschuß stimmte der Regierungsvorlage 
einstimmig zu. 

Der Ausschuß war der Auffassung, daß der Be- 
ginn der Förderung für Nichtgraduierte auf den in 
§ 2 Abs. 2 des Entwurfs der Fraktion der CDU/CSU 
genannten Zeitpunkt vorverlegt werden sollte. § 2 
Abs. 2 des Regierungsentwurfs bezweckt, daß be- 
stimmte Gruppen nicht graduierter Doktoranden, 
die es bis zur Reform der Studien- und Promotions- 
ordnungen vor allem in der philosophischen Fakul- 
tät gibt und noch geben wird, nicht von der Förde- 
rung ausgeschlossen werden. Dieses Ziel kann mit 
der Regelung in Satz 3 nicht erreicht werden. Bei 
Ablauf der Höchstförderungsdauer nach dem Bun- 
desausbildungsförderungsgesetz (BAFÖG) und Hon- 
nefer Modell hat der größte Teil dieser Doktoranden 
erfahrungsgemäß weitgehend seiii Promotionsvor- 
haben gefördert oder auch schon abgeschlossen. Da- 
bei ist nicht einmal sichergestellt, daß alle nicht- 
graduierten Doktoranden, die für eine Graduierten- 
förderung hinreichend qualifiziert sind, Ausbil- 
dungsförderung nach dem BAFöG erhalten, da hier 
in erster Linie wirtschaftliche Voraussetzungen er- 
füllt sein müssen. 

Zu § 3 

Der Ausschuß folgt der Empfehlung des Bundes- 
rates, das Wort „von" durch das Wort „an" zu 
ersetzen. Er sieht in dieser redaktionellen Ände- 
rung keine Abweichung von den Zielen der Regie- 
rungsvorlage. 

Zu § 6 

Dem Ausschuß erschien es zweckmäßig, die im 
CDU/CSU-Entwurf vorgesehene Klarstellung, daß 
ein Auslandsaufenthalt des Doktoranden möglich 
ist, in das Graduiertenförderungsgesetz .aufzuneh- 
men. Die CDU/CSU-Fraktion erklärte, daß sie sich 
hinsichtlich der Frage, ob die Graduiertenförderung 
die Immatrikulation voraussetze, im Augenblick 
dem Regierungsentwurf anschließe; sie behalte sich 
aber vor, in einer günstigeren Haushaltssituation 
die in ihrem Gesetzentwurf enthaltenen Gedanken 
— Kranken- und Unfallversicherung — ggf. in 
einer Novelle weiter zu verfolgen. 

Zu § 7 

Aus gesetzessystematischen Gründen entschloß 
sich der Ausschuß, in dieser Vorschrift die Regelun- 
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gen über die Art der Förderung mit dem Widerruf 
des Stipendiums zusammenzufassen. Er stellte fer- 
ner klar, daß es sich bei den Zuwendungen um nicht 
rückzahlbare Zuschüsse handelt. 

Zu § 8 

Der Ausschuß prüfte, ob die im CDU/CSU-Ent- 
wurf vorgeschlagene Gewährung des Stipendiums 
über die in Absatz 3 genannten Fristen hinaus vor- 
gesehen werden sollte, um für besonders qualifi- 
zierte Wissenschaftler die Zeit bis zur Berufung als 
Assistenzprofessor zu überbrücken und ihnen die 
Möglichkeit zu geben, pädagogisch weitere Fähig- 
keiten zu erwerben und ihre Befähigung zu wissen- 
schaftlicher Arbeit zu erweitern. Die Mehrheit ver- 
trat jedoch die Ansicht, daß dieser Personenkreis 
durch Stellen für wissenschaftliche Mitarbeiter an 
den Hochschulen gehalten werden könnte, sofern 
sie den spezifischen Erfordernissen der Übergangs- 
phase gerecht werden. 

Zu § 9 

Die Neufassung enthält eine redaktionelle Über- 
arbeitung des § 7 Abs. 2 des Regierungsentwurfs. 


Abweichend vom Regierungsentwurf hat der Aus- 
schuß beschlossen, eine Nebentätigkeit nur bis zum 
Beginn des letzten halben Jahres der Regelförde- 
rungsdauer zuzulassen. Ferner war der Ausschuß 
der Auffassung, daß die Korrektur schriftlicher 
Arbeiten den Stipendiaten in unangemessener 
Weise in Anspruch nehmen würde. Er ging jedoch 
davon aus, daß gleichwohl geeignete Formen der 
Mitarbeit von Hochschulabsolventen bei der Kor- 
rektur schriftlicher Arbeiten gefunden werden kön- 
nen. 

Zu § 11 

Die GDU/CSU-Fraktion äußerte im Hinblick auf 
Artikel 75 GG und die vom Bundesrat genannten 
Gründe gegen § 1 1 Abs. 3 des Regierungsentwurfs 
Bedenken und beantragte, den Vorschlag des Bun- 
rates aufzunehmen. Die Mehrheit des Ausschus- 
ses wies diese Bedenken zurück und lehnte den 
Antrag der GDU/CSU-Fraktion ab. 

Zu § 15 

Der Ausschuß hielt den Vorschlag des Bundes- 
rates, dem sich die Bundesregierung in ihrer Gegen- 
äußerung angeschlossen hat, für zweckmäßig. 


Bonn, den 9. Juni 1971 


Dr. Slotta Pfeifer 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksachen W2118 und 
VI/1860 — in der vom Wissenschafts ausschuß 
beschlossenen Fassung anzunehmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 9. Juni 1971 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 

Dr. Lohmar Dr. Slotta Pfeifer 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 16 . Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses an 

den Hochschulen 

(Graduiertenförderungsgesetz — GFG) 


Der Bundestag wolle beschließen: 

§ 1 

Zweck der Förderung 

(1) Zur Förderung wissenschaftlichen Nachwuch- 
ses für Aufgaben innerhalb und außerhalb der 
Hochschulen werden nach Maßgabe dieses Gesetzes 
Stipendien gewährt. 

(2) Bei der Förderung sind der Bedarf an wissen- 
schaftlichem Nachwuchs für die einzelnen Fachrich- 
tungen sowie die Ziele der Forschungsplanung von 
Bund, Ländern und Hochschulen zu berücksichtigen. 

(3) Die Befugnis der Länder zur Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses aufgrund Landes- 
rechts sowie besondere Förderungsmaßnahmen für 
bestimmte Fachgebiete oder Personengruppen blei- 
ben unberührt. 

(4) Die vom Bund finanzierte Promotionsförderung 
der Hochbegabtenförderungswerke bleibt durch die 
Bestimmungen dieses Gesetzes unberührt. 

§2 

Förderung der Promotion 

(1) Wer ein Hochschulstudium abgeschlossen hat, 
das die Zulassung zur .Promotion ermöglicht, kann 
zur Vorbereitung auf die Promotion ein Stipendium 
erhalten, wenn sein wissenschaftliches Vorhaben 
einen wichtigen Beitrag zur Forschung erwarten 
läßt und seine Studien- und Prüfungsleistungen eine 
besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit 
erkennen lassen. Die Promotion muß durch eine im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes gelegene Hoch- 
schule erfolgen. 

(2) Solange und soweit die Zulassung zur Pro- 
motion ein abgeschlossenes Hochschulstudium nicht 
voraussetzt, kann nach Maßgabe des Absatzes 1 
auch gefördert werden, wer sein Hochschulstudium 
nicht abgeschlossen hat und als Studienabschluß 
lediglich die Promotion anstrebt. Das gleiche gilt, 
wenn von dem Erfordernis des abgeschlossenen 
Hochschulstudiums Befreiung erteilt worden ist oder 
eine Studienordnung einen Abschluß nicht vorsieht. 
Die Förderung beginnt in diesen Fällen ein halbes 


Jahr vor Ablauf der in der Promotionsordnung vor- 
geschriebenen Studiendauer. 

§ 3 

Förderung eines weiteren Studiums 

Wer ein Hochschulstudium abgeschlossen hat, das 
die Zulassung zur Promotion ermöglicht, kann zur 
Teilnahme an einem weiteren Studium, das der Ver- 
tiefung oder Ergänzung seines bisherigen Studiums 
insbesondere durch verstärkte Beteiligung an der 
Forschung dient, ein Stipendium erhalten, wenn 
seine Studien- und Prüfungsleistungen eine beson- 
dere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit er- 
kennen lassen. Das weitere Studium muß an einer 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes gelegenen Hoch- 
schule eingerichtet worden sein. 

§4 

Auswahl der Bewerber 

(1) Ein Anspruch auf Gewährung eines Stipen- 
diums besteht nicht, übersteigt die Zahl der Bewer- 
ber, die die Voraussetzungen für eine Förderung er- 
füllen, die Zahl der Stipendien, so ist zwischen 
den Bewerbern nach dem Grad ihrer Befähigung zu 
wissenschaftlicher Arbeit und, sofern eine Promo- 
tion gefördert wird, auch nach der Bedeutung des 
in Aussicht genommenen Vorhabens auszuwählen. 

(2) Bewerber, deren wissenschaftliche Vorhaben 
auf die Forschungsplanung der Hochschule oder 
der Fachbereiche abgestimmt sind, können vorran- 
gig gefördert werden. 

§5 

Staatsangehörigkeit 

Stipendien können erhalten 

1. Deutsche im Sinne des Grundgesetzes, 

2. heimatlose Ausländer im Sinne des Gesetzes 
über die Rechtsstellung heimatloser Ausländer 
im Bundesgebiet vom 25. April 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 269), zuletzt geändert durch das 
Gesetz über Urheberrecht und verwandte Schutz- 
rechte vom 9. September 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1273), 
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3. Ausländer, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes haben und 
als Asylberechtigte nach § 28 des Ausländerge- 
setzes vom 28. April 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 353), zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Änderung von Kostenermächtigungen, sozialver- 
sichterungsrechtlichen und anderen Vorschriften 
vom 23. Juni 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 805) 
anerkannt sind. 

§ 6 

Stellung des Stipendiaten zur Hochschule 

Der Stipendiat muß Student an einer im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes gelegenen Hochschule sein. 
Er kann seinen für die Promotion zu erbringenden 
wissenschaftlichen Beitrag auch im Ausland leisten. 

§ 7 

Art der Förderung und Widerruf des Stipendiums 

(1) Die Stipendien werden als Zuschüsse gewährt. 
Sie sind Zuwendungen im Sinne des Haushalts- 
rechts. Der Verwendungsnachweis beschränkt sich 
auf die in diesem Gesetz und aufgrund dieses Geset- 
zes vorgesehenen Leistungsnachweise. 

(2) Die Gewährung des Stipendiums ist zu wider- 
rufen, wenn Tatsachen erkennen lassen, daß der 
Stipendiat sich nicht in erforderlichem und in zumut- 
barem Maße um die Verwirklichung des Zwecks 
der Gewährung bemüht. 

§ 8 

Dauer der Förderung 

(1) Das Stipendium wird zunächst für einen Zeit- 
raum bis zu einem Jahr gewährt. Vor Ablauf des 
Bewilligungszeitraums ist festzustellen, ob eine 
weitere Förderung gerechtfertigt ist. Die Förderung 
endet im Regelfall nach zwei Jahren (Regelförde- 
rungsdauer). 

(2) In besonderen Fällen kann das Stipendium 
über die Regelförderungsdauer hinaus gewährt wer- 
den. Eröffnet das in einem weiteren Studium im 
Sinne des § 3 erreichte Arbeitsergebnis die Möglich- 
keit zur Promotion, so kann für den Abschluß der 
Arbeit das Stipendium bis zu einem Jahr über die 
Regelförderungsdauer hinaus gewährt werden, wenn 
ein wichtiger Beitrag zur Forschung zu erwarten ist. 
Im übrigen ist die Gewährung eines Stipendiums 
ausgeschlossen, wenn die Vorbereitung auf die Pro- 
motion oder die Teilnahme an einem weiteren Stu- 
dium bereits aufgrund dieses Gesetzes gefördert 
worden ist. 

(3) Die Gewährung des Stipendiums endet späte- 
stens 

1. mit Ablauf des Bewilligungszeitraums, 

2. innerhalb des Bewilligungszeitraums, 

a) mit Ablauf des Monats, der auf den Monat 
der Einreichung der wissenschaftlichen Arbeit 


oder des Abschlusses des weiteren Studiums 
folgt, 

b) an dem Tage, an dem der Stipendiat eine ent- 
geltliche berufliche Tätigkeit aufnimmt. 

Sofern die Vorbereitung auf die mündliche Dok- 
torprüfung einen längeren als den aus Satz 1 Num- 
mer 2 Buchstabe a sich ergebenden Zeitraum zwin- 
gend erfordert, kann das Stipendium im Rahmen 
des Bewilligungszeitraums für weitere zwei Monate 
gewährt werden, jedoch nicht über den Tag der 
mündlichen Doktorprüfung hinaus. 

§ 9 

Neben tätigkeit 

(1) übt der Stipendiat neben der Vorbereitung 
auf die Promotion oder der Teilnahme an dem wei- 
teren Studium eine Tätigkeit aus, die seine Arbeits- 
kraft ganz oder zum Teil in Anspruch nimmt, so ist 
eine Förderung nach diesem Gesetz ausgeschlossen. 

(2) Abweichend von Absatz 1 sind bis zum Beginn 
des letzten halben Jahres der Regelförderungs- 
dauer mit der Förderung vereinbar: 

1. die Tätigkeit als Tutor bis zu vier Wochenstun- 
den, 

2. die Betreuung von Praktika bis zu acht Wochen- 
stunden, soweit sie insgesamt zwei Studienhalb- 
jahre nicht überschreitet. 

Der Stipendiat ist zur Übernahme einer dieser 
Tätigkeiten nicht verpflichtet. 

(3) Innerhalb eines Studienhalbjahres darf nur 
eine der in Absatz 2 genannten Tätigkeiten aus- 
geübt werden. 

§ 10 

Pf ändungs schütz 

(1) Der Anspruch auf Auszahlung des Stipendien- 
betrages kann nicht gepfändet, verpfändet oder ab- 
getreten werden, 

(2) Das gleiche gilt für die Forderung eines Sti- 
pendiaten gegen ein Geldinstitut, die durch Gut- 
schrift eines auf sein Konto überwiesenen Förde- 
rungsbetrages entstanden ist, für die Dauer von sie- 
ben Kalendertagen seit der Gutschrift. Eine Pfän- 
dung des Guthabens bei dem Geldinstitut gilt als 
mit der Maßgabe ausgesprochen, daß sie das Gut- 
haben in Höhe der in Satz 1 bezeichneten Forderung 
während des dort genannten Zeitraums nicht erfaßt; 
der Stipendiat hat dem Geldinstitut nachzuweisen, 
daß die in Satz 1 genannten Voraussetzungen vorlie- 
gen. 

(3) Für die Pfändung von Bargeld gilt § 811 Nr. 8 
der Zivilprozeßordnung. 

§ 11 

Zuständigkeit 

Die Vergabe der Stipendien und die Verteilung 
der Förderungsmittel auf die Fachbereiche oder 
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Fachrichtungen obliegen als staatliche Angelegen- 
heiten den Hochschulen, soweit nicht aus diesem Ge- 
setz und auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Vor- 
schriften sich etwas anderes ergibt. Die Hochschulen 
nehmen diese Aufgaben durch Kollegialgremien 
wahr. Für die Mitwirkung in den Gremien sind die 
Vorschriften des Landesrechts maßgebend, die für 
die Entscheidung von Kollegialgremien der Hoch- 
schulen über Fragen der Forschung gelten. Soweit 
es zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlich ist, 
unterliegen die Hochschulen den Weisungen der 
obersten Landesbehörde. Die Feststellung, ob die 
Förderungsvoraussetzungen zutreffen, und die Aus- 
wahl zwischen den Bewerbern im Einzelfall treffen 
die Hochschulen in eigener Verantwortung. 

§ 12 

V erordnungsermächtigung 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Vorschriften zu erlassen über 

1. die Höhe des Stipendiums sowie die Art und 
den Umfang von Zuschlägen, 

2. die Verlängerung des Stipendiums in besonde- 
ren Fällen (§ 8 Abs. 2), 

3. den Widerruf des Stipendiums gemäß § 7 Abs. 2, 

4. die Verteilung der Förderungsmittel, 

5. die Vergabe der Stipendien, insbesondere die 
Einrichtung der Vergabegremien, das Vergabe- 
verfahren und die Feststellung der Förderungs- 
voraussetzungen, 

6. die Verpflichtung des Stipendiaten über sein Ein- 
kommen und Vermögen Auskunft zp geben so- 
wie die Verpflichtung seines Ehegatten zur Aus- 
kunftserteilung über sein Einkommen und die 
Verpflichtung von Arbeitgebern und Finanzbe- 
hörden, durch Auskünfte und Erteilung von Be- 
scheinigungen an der Feststellung des auf das 
Stipendium anzurechnenden Einkommens und 
Vermögens mitzuwirken. 

(2) Der Stipendienbetrag ist so festzusetzen, daß 
der Stipendiat sich ausschließlich der Vorbereitung 
auf die Promotion oder dem weiteren Studium wid- 
men kann. Bei der Bemessung des Stipendiums sind 
Einkommen und Vermögen des Stipendiaten sowie 
das Einkommen seines Ehegatten zu berücksichtigen. 
Einkommen und Vermögen seiner Eltern bleiben 
außer Betracht. 

(3) In einer Rechts Verordnung gemäß Absatz 1 
kann die Ermächtigung zum Erlaß von Vorschriften 
über die Vergabe der Stipendien auf die Landes- 
regierungen übertragen werden; in diesem Fall kön- 
nen die Landesregierungen die Ermächtigung mit 
dem Vorbehalt der Genehmigung durch die zustän- 
dige oberste Landesbehörde auf die Hochschulen 
übertragen. 

§ 13 

Finanzierung und Verteilung 

(1) Bund und Länder tragen je die Hälfte der 
durch die Ausführung dieses Gesetzes entstehen- 


den Ausgaben, jedoch begrenzt auf die in den Haus- 
haltsplänen von Bund und Ländern für diesen Zweck 
bereitgestellten Mittel. 

(2) Die Bundesmittel werden auf die einzelnen 
Länder entsprechend dem Verhältnis der Zahl der 
Studierenden an ihren Hochschulen mit Ausnahme 
der Fachhochschulen verteilt. Maßgebend ist die 
Zahl der Studierenden im zweitletzten Jahr vor 
dem Finanzierungszeitraum. Der Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft kann im Benehmen mit 
den Ländern von diesem Verteilungsschlüssel ab- 
weichen, soweit die Entwicklung neuer Hochschulen 
oder sonstige wichtige Gründe eine andere Ver- 
teilung der Förderungsmittel auf die Länder erfor- 
dern. 

(3) Die Verteilung der Förderungsmittel auf die 
Hochschulen ist Aufgabe der Länder. Um eine den 
Zielen dieses Gesetzes entsprechende Verteilung 
der Förderungsmittel innerhalb der Hochschule 
sicherzustellen, kann der Bund im Einvernehmen mit 
dem Land diesem oder das Land der Hochschule bis 
zu 50 vom Hundert der auf das Land bzw. die Hoch- 
schule entfallenden Mittel mit der Maßgabe zuwei- 
sen, daß sie Bewerbern bestimmter Fachbereiche 
oder Fachrichtungen vorzubehalten sind. 

§ 14 

Auftragsverwaltung 

(1) Das Gesetz wird von den Ländern im Auf- 
träge des Bundes ausgeführt. 

(2) Die Länder weisen dem Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft die zweckentsprechende 
Verwendung der Bundesmittel nach durch jährliche 
Mitteilung 

1. der Zahl der gewährten Stipendien und abge- 
lehnten Förderungsanträge, aufgeteilt nach dem 
Zweck der Förderung (§§ 2 und 3) und den Fach- 
richtungen der Stipendiaten, 

2. des Anteils der Förderung innerhalb der Regel- 
förderungsdauer (§ 8 Abs. 1) und des Anteils der 
Förderung in besonderen Fällen (§ 8 Abs. 2) an 
den Ausgaben, 

3. der Summe der Ausgaben 

a) für Grundstipendien, 

b) für Verheiratetenzuschläge, 

c) für Kinderzuschläge, 

d) für die Förderung von Auslandsaufenthalten, 

e) für Sachkosten und Reisekosten im Inland, 

4. die bei der Beendigung der Förderung erreichte 
Förderungsdauer sowie Zahl und Ergebnisse der 
Doktorprüfungen. 

§ 15 

Übergangsvorschriften 

(1) Im Haushaltsjahr 1971 trägt der Bund 90 vom 
Hundert der durch die Ausführung dieses Gesetzes 
entstehenden Ausgaben, jedoch begrenzt auf die 
im Bundeshaushaltsplan bereitgestellten Mittel. 
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(2) Durch Verwaltungsvereinbarung kann für das 
Haushaltsjahr 1972 eine von § 13 Abs. 1 abwei- 
chende Regelung über die Beteiligung von Bund 
und Ländern an den durch die Ausführung dieses 
Gesetzes entstehenden Ausgaben getroffen werden. 

(3) Erhält ein Doktorand oder Student bei Inkraft- 
treten der gemäß § 12 Abs. 1 Nr. 1 zu erlassenden 
Rechtsverordnung ein Stipendium aufgrund von 
Vergaberichtlinien eines Landes, die dem Zweck 
dieses Gesetzes entsprechen, so kann die zuständige 
oberste Landesbehörde anordnen, daß sich die wei- 
tere Förderung nach diesem Gesetz richtet. Vor- 
schriften über die Förderungsvoraussetzungen und 
die Anrechnung von Einkommen und Vermögen 
finden, soweit sie für den Stipendiaten eine Ver- 
schlechterung gegenüber der bisherigen Förderung 
zur Folge haben, bis zum Ablauf des Bewilligungs- 
zeitraums, der bei Inkrafttreten der gemäß § 12 
Abs. 1 Nr. 1 zu erlassenden Rechtsverordnung gilt, 
keine Anwendung. Für die Begrenzung der Förde- 
rungsdauer gilt die erstmalige Bewilligung des Sti- 
pendiums aufgrund Landesrechts als die erstmalige 
Bewilligung aufgrund dieses Gesetzes. 

(4) Hat das Land bei Inkrafttreten der gemäß § 12 
Abs. 1 Nr. 1 zu erlassenden Re chtsver Ordnung für 
das Haushaltsjahr 1971 durch Bewilligung von Sti- 


pendien mehr Förderungsmittel gebunden, als ihm 
unter Berücksichtigung der Leistungen des Bundes 
für die Ausführung des Gesetzes zur Verfügung ste- 
hen, so richtet sich die weitere Förderung nur für 
den Teil der Stipendien nach diesem Gesetz, für den 
die Lastenverteilung gemäß § 13 Abs. 1 gewährlei- 
stet ist. Die zuständige oberste Landesbehörde stellt 
bei ihrer Anordnung nach Absatz 2 Satz 1 fest, wel- 
che Stipendien weiterhin aus Landesmitteln gewährt 
werden. 

§ 16 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die aufgrund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten überleitüngsgesetzes. 

§ 17 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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